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Öffentliche Finanzbedarfe
für die Modernisierung 
Deutschlands

Kurzfassung

Was kostet eine 
sichere, lebenswerte 
und nachhaltige 
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Eine neue Finanzpolitik für Würde, Wohlstand und Demokratie
Das Dezernat Zukunft ist ein überparteilicher Thinktank mit dem Ziel, Geld-, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik verständlich zu erklären, einzuordnen und neu zu denken.

Mit unseren Denk- und Lösungsansätzen richten wir uns an politische 
Entscheidungsträger:innen, an Presse und Wissenschaft, sowie an Nachwuchs-          
denker:innen. Damit wollen wir zur Debatte beitragen und Menschen bei der Bildung 
ihrer politischen Meinung unterstützen.

Bei dieser Arbeit sind wir geleitet von unseren Kernwerten: Demokratie, 
Menschenwürde und breit verteilter Wohlstand.

Bitte zitieren als: Felix Heilmann / Nils Gerresheim / Levi Henze / Dr. Vera Huwe / Axel 
Kölschbach Ortego / Dr. Max Krahé / Dr. Christian Mölling / Sara Schulte / Dr. Sabrina 
Schulz / Dr. Florian Schuster / Philippa Sigl-Glöckner / Joke Steinwart / Janek Steitz 
(2024): "Was kostet eine sichere, lebenswerte und nachhaltige Zukunft? Öffentliche 
Finanzbedarfe für die Modernisierung Deutschlands  - Kurzfassung ", Dezernat Zukunft.

Dezernat Zukunft – Institut für Makrofinanzen 



HINTERGRUNDPAPIER

1 von 27

Die Bundesrepublik steht vor der historischen Aufgabe, inmitten sich überlagernder Krisen und 
nach langem Modernisierungsstau das zu tun, was nötig ist, um auch in den kommenden Jahren 
Produktivität, Daseinsvorsorge und Sicherheit zu gewährleisten. Dies erfordert auch einen zielge-
richteten Einsatz öffentlicher Finanzmittel. In dieser Studie haben wir versucht, die zusätzlichen 
öffentlichen Finanzbedarfe zur Erreichung breit akzeptierter Ziele in zentralen Zukunftsfeldern 
abzubilden. Unseres Wissens ist dies die umfassendste aktuelle Analyse öffentlicher Finanzbe-
darfe. So beziehen wir auch das Gesundheitswesen und vor allem die Großaufgabe Verteidigung 
mit ein.  

Ein solches Vorhaben geht zwangsweise mit herausfordernden Abwägungsentscheidungen und 
Unschärfen einher. Durch zahlreiche Konsultationen mit Expert:innen und Politiker:innen 
verschiedener Parteien haben wir versucht, die herausfordernden methodischen Entschei-
dungen in möglichst informierter und ausgewogener Weise zu treffen. Um allen Leserinnen und 
Lesern selbst das Urteil zu überlassen, präsentieren wir im Folgenden nicht nur Ergebnisse, 
sondern beschreiben auch detailliert unsere Schätzmethode für die einzelnen Bereiche.  

Insgesamt schätzen wir über die föderalen Ebenen hinweg einen zusätzlichen Bedarf von 782 
Milliarden Euro von 2025 bis 2030. Das entspräche pro Jahr durchschnittlich circa 3 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP). Das Niveau der Staatsausgaben in Deutschland läge damit, sofern 
nicht an anderer Stelle gespart wird, im internationalen Vergleich in etwa auf dem Niveau der 
Staatsausgaben in Österreich und unter dem Finnlands. Unsere Ergebnisse stehen im Einklang 
mit und ergänzend zu anderen in diesem Jahr veröffentlichten Bedarfsschätzungen. Die Notwen-
digkeit signifikanter zusätzlicher öffentlicher Finanzmittel für die Zukunftsfähigkeit und Moderni-
sierung des Landes kann somit zunehmend als Konsens angesehen werden.

Executive Summary
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Die Bundesrepublik Deutschland steht vor ei-
ner historischen Herausforderung. Inmitten 
sich überlagernder Krisen, internationaler Kon-
flikte und innenpolitischer Fragmentierung 
muss das Land fit für das 21. Jahrhundert wer-
den, indem Versäumnisse der Vergangenheit 
aufgeholt und darüber hinaus notwendige Mo-
dernisierungsschritte umgesetzt werden. Die 
Modernisierung einer vielfach veralteten Infra-
struktur, die Überholung wichtiger Fundamen-
te der Daseinsvorsorge, die zukunftsorientierte 
Ausrichtung der Wirtschaftsstruktur, die Siche-
rung der Verteidigungsfähigkeit und der Stabili-
tät im In- und Ausland sowie Fortschritte auf 
dem Weg zur Klimaneutralität sind gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben, die nur gelingen kön-
nen, wenn alle staatlichen Ebenen und insbe-
sondere auch private Akteure, Unternehmen 
ebenso wie Privatpersonen und Investoren, 
wirksam einbezogen werden.

Diese Studie untersucht konkret die Rolle 
öffentlicher, also staatlicher, Finanzierung in 
der für die Bewältigung dieser Aufgaben not-
wendigen Schritte. Hierfür ermitteln wir als Er-
gebnis einer umfassenden Expert:innenbeteili-
gung und auf Grundlage eigener Recherchen 
den Mindestbedarf an zusätzlichen öffentli-
chen Mitteln von 2025 bis 2030, der erforder-
lich ist, um breit akzeptierte politische Ziele zu 
erreichen. 

Im Ergebnis zeigt sich, dass alle föderalen Ebe-
nen – Bund, Länder und Kommunen – vor signi-
fikanten Finanzierungsherausforderungen ste-
hen. Der von uns ermittelte jährliche 
Finanzbedarf der jeweiligen föderalen Ebenen 
entspricht für den Bund durchschnittlich 
11 Prozent seiner heutigen Gesamtausgaben, 
für die Länder 5 Prozent und für die Kommu-
nen 10 Prozent.1 Pro Jahr entspricht dies durch-
schnittlich circa 3 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP). Würden alle identifizierten 
zusätzlichen Bedarfe realisiert, läge das Niveau 
der Staatsausgaben in Deutschland, sofern 
nicht an anderer Stelle gespart wird, im inter-
nationalen Vergleich damit etwa auf dem Ni-
veau der Staatsausgaben in Österreich und un-
ter dem Niveau der Staatsausgaben in Finnland 
(gemessen als Anteil am BIP, vgl. Eurostat 
2024a).

Insgesamt ermitteln wir für die Jahre 2025 bis 
2030 einen Zusatzbedarf von 782 Milliarden 
Euro (Abbildungen 1, 2). Für die Bereiche De-
karbonisierung und wirtschaftliche Resilienz 
haben wir jeweils eine Bedarfsspanne berech-
net. Die Gesamtzahl beinhaltet die untere Be-
darfsspanne für wirtschaftliche Resilienz sowie 
den Mittelwert aus den beiden zur Dekarboni-
sierung berechneten Szenarien.

Einleitung

1 Berechnet als Anteil der Zusatzbedarfe im Jahr 2030 relativ zu 
den kaufkraftbereinigten Ausgaben von Bund, Ländern und 
Kommunen im Jahr 2023, inflationsbereinigt auf 2024 (Destatis 

2024a). Aufteilung der Bedarfsposten auf föderale Ebenen ent-
sprechend der grundsätzlichen Zuständigkeiten (vgl. Methodik, 
S. 15-17). 

Felix Heilmann, Dr. Florian Schuster, Dr. Max Krahé, Sara Schulte, Janek Steitz, 
Philippa Sigl-Glöckner
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Abbildungen 1, 2: Zusätzliche öffentliche Finanzbedarfe 2025-2030; Quelle: eigene Berechnungen
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Dass signifikante öffentliche Investitions- und 
Finanzierungsbedarfe bestehen, kann zuneh-
mend als Konsens angesehen werden. Die Er-
gebnisse unserer Studie – die sich an der Errei-
chung breit akzeptierter Ziele orientiert und 
auf der Grundlage umfassender Konsultatio-
nen mit Expert:innen und Politiker:innen ver-
schiedener Parteien erstellt wurde – stehen im 
Einklang mit kürzlichen Berechnungen des 
Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI) 
sowie des Instituts für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK) und des Instituts 

der deutschen Wirtschaft (IW) (BDI 2024; Dulli-
en et al. 2024). Unsere insgesamt höhere Sum-
me ergibt sich aus einer umfassenderen Analy-
se der staatlichen Bedarfe. So beinhaltet diese 
Studie zum Beispiel erstmalig eine detaillierte 
Bottom-up-Analyse zusätzlicher Verteidigungs-
bedarfe. Die Abweichungen zwischen Posten, 
die in allen drei Studien geschätzt werden, ist 
größtenteils gering (Abbildung 3, für Details sie-
he Unterkapitel 4, Vergleich der Ergebnisse mit 
anderen Studien, S. 23-29).2

2 Wir ermitteln in den Bereichen Gesundheit, Forschung sowie 
der inneren und äußeren Sicherheit (inklusive Verteidigung), 

die in den anderen Studien nicht abgedeckt werden, insgesamt 
einen Zusatzbedarf von 198 Milliarden Euro.

Abbildung 3: Vergleich unterschiedlicher Studien zu öffentlichen Finanzbedarfen; Quellen: BDI (2024), Dullien et al.  
  (2024), eigene Berechnungen
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Mit dieser Studie wollen wir einen Beitrag dazu 
leisten, die finanzpolitische Diskussion wieder 
mehr an der Erreichung gesellschaftlicher Ziele 
zu orientieren. Die Frage, über welche Finanzie-
rungswege diese Ziele erreicht werden sollen, 
ist nicht Gegenstand dieser Studie, die aus-
schließlich finanzielle Bedarfe als Ableitung po-
litischer und gesellschaftlicher Zielsetzungen 
identifiziert. Die daraus abgeleiteten Bedarfe 
sind somit Ausgangspunkt für eine ergebnis-
offene Auseinandersetzung darüber, über wel-
che Finanzierungswege die identifizierten Be-

darfe zur Erreichung der betrachteten Ziele am 
besten gedeckt werden können. Vorschläge 
hierzu machen wir in einer gesonderten und ei-
genständigen Veröffentlichung (Schuster et al. 
2024), die hier vorliegende Ermittlung des zu-
sätzlichen Finanzbedarfs steht jedoch für sich 
und ist davon unabhängig.  

Die vollständige Fassung der Studie mit allen 
Fachkapiteln und ausführlichen Erläuterungen 
zur Herleitung der einzelnen Bedarfspositio-
nen steht auf unserer Webseite zur Verfügung.

https://dezernatzukunft.org/was-kostet-eine-sichere-lebenswerte-und-nachhaltige-zukunft/
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Aus der Forschungsfrage dieser Studie  – „Wel-
cher zusätzliche öffentliche Finanzbedarf be-
steht im Zeitraum 2025 bis 2030 für die Bun-
desrepublik Deutschland, um breit akzeptierte 
Ziele zu erreichen?“ – ergeben sich die zentra-
len methodischen Leitplanken, entlang derer 
die Erstellung der Studie erfolgte. Diese sind 
wie folgt:   

Zusätzliche Bedarfe

Um Prozessen zur Haushaltsplanung eine mög-
lichst solide Grundlage zu bieten, haben wir 
nur zusätzliche Bedarfe über bereits eingestell-
te beziehungsweise eingeplante Bundesmittel 
oder, wo sinnvoll, aktuelle Ausgaben- und In-
vestitionsniveaus hinaus bestimmt. Dies be-
deutet, dass wir in Fällen, in denen wir uns auf 
Gesamt-Bedarfsschätzungen berufen, entspre-
chende Mittelansätze abgezogen haben. Dies 
ist in den jeweiligen Fachkapiteln detailliert er-
läutert.

Abdeckung aller föderalen Ebenen der Bun-
desrepublik Deutschland

Wir decken alle föderalen Ebenen ab und wei-
sen Bedarfe nach föderalen Ebenen aus.3 Iden-
tifizierte zusätzliche Bedarfe wurden immer 
der grundsätzlich zuständigen Ebene zugeord-
net, außer in Fällen, in denen klare Beschlüsse 
über eine andere zukünftige Zuordnung vorlie-
gen. 

Breit akzeptierte Ziele

Ausgangsbasis für die Bestimmung der rele-
vanten Ziele ist die übergeordnete Perspektive 
der Sicherung einer guten Zukunft, mit Fokus 
auf die Bundesrepublik Deutschland. Hierfür 
haben wir insgesamt zwölf Themenfelder un-
tersucht, strukturiert in zwei Cluster („Produkti-
vität und Daseinsvorsorge“ sowie „Sicherheit“). 
Neun der zwölf Themenfelder wurden von uns 
zu Projektbeginn festgelegt, drei weitere The-

menfelder wurden in Reaktion auf externes 
Feedback (s. u.) ergänzt.4

Zur Bestimmung breit akzeptierter Ziele inner-
halb der Themenfelder spielte der Austausch 
mit Fachexpert:innen eine zentrale Rolle. Insge-
samt haben wir über 70 Fachgespräche mit Ex-
pert:innen aus Wissenschaft, Privatwirtschaft 
und Verbänden geführt, um die entsprechen-
den Ziele sowie resultierende Handlungs- und 
Finanzierungsnotwendigkeiten zu identifizie-
ren (siehe hierzu auch die Danksagung auf Sei-
te 2). Dabei haben wir ein breites Akteursspek-
trum innerhalb der Themenfelder abgedeckt.

Für die Bedarfsermittlung wurden nur solche 
Ziele als breit akzeptiert eingestuft und somit 
berücksichtigt, die entweder in den Interviews 
mit den Fachexpert:innen übereinstimmend 
als notwendig und prioritär benannt wurden 
oder politisch eindeutig verabschiedet und 
nicht Gegenstand signifikanter Kontroversen 
sind (beispielsweise der Rechtsanspruch auf ei-
nen Kitaplatz oder Ganztagsbetreuung, die von 
aufeinanderfolgenden Bundesregierungen im-
mer wieder bekräftigt wurden). Trotzdem wird 
es sicher auch zu den hier berücksichtigten Be-
darfen noch unterschiedliche Meinungen ge-
ben. Auch aus diesem Grund weisen wir unsere 
Ergebnisse auf sehr granularem Niveau aus. So 
können Leser:innen die Rechnungen nachvoll-
ziehen und an ihre eigenen Präferenzen anpas-
sen. 

Bestimmung von Mindestbedarfen

Auf dieser Grundlage haben wir den Mindest-
bedarf an zusätzlichen öffentlichen Mitteln zur 
Erreichung der zuvor identifizierten gemeinsa-
men Ziele ermittelt. Dabei orientieren wir uns 
im Zweifelsfall an Mindestbedarfsansätzen, die 
unter Fachexpert:innen als plausibel gelten. 
Die Abschätzung ist somit insgesamt vorsichtig 
und zurückhaltend. 

3 
4 

Bei der Bestimmung der relevanten Ziele gehen wir in erster Li-
nie von bundespolitisch verankerten beziehungsweise disku-
tierten Zielen aus, sodass die Abdeckung auf Länder- und Kom-

munalebene weniger vollständig sein kann.
Ergänzt wurden Forschung, innere Sicherheit sowie weitere As-
pekte der äußeren Sicherheit. 

1. Methodik
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Wo verfügbar, haben wir uns auf bestehende 
Studien und Veröffentlichungen gestützt.5 In 
Fällen, in denen es keine allgemein anerkann-
ten Studien oder Veröffentlichungen gab, ha-
ben wir eigene Bottom-up-Berechnungen 
durchgeführt, insbesondere auch für den Be-
reich der Verteidigung. Unseres Wissens ist die-
se Studie die erste, die die militärischen Kosten 
der Zeitenwende basierend auf einem klaren 
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr granular und 
öffentlich zugänglich schätzt.

Wo es weder anerkannte Studien gab noch 
eine Bottom-up-Berechnung möglich war, ha-
ben wir eigene Top-down-Schätzungen vorge-
nommen, so zum Beispiel für Diplomatie und 
Entwicklungszusammenarbeit im Kontext ei-
nes erweiterten Sicherheitsbegriffs. 

In den Fällen, in denen es relevante Diskrepan-
zen zwischen vorhandenen Studien gab, haben 
wir die Bandbreite der Daten (soweit uns be-
kannt) aufgelistet und im Zweifelsfall den nied-
rigsten Ansatz gewählt, sofern keine starken in-
haltlichen Gründe dagegensprachen. Wo es 
solche Gründe gab, erläutern wir die Einzelent-
scheidungen in den jeweiligen Fachkapiteln.

Die daraus resultierenden Entwürfe haben wir 
erneut mit Fachexpert:innen geteilt und das 
entsprechende Feedback eingearbeitet. Die an-
schließenden Ergebnisse wurden außerdem in 
einem Workshop mit Haushaltsexpert:innen 
aus Politik und Wissenschaft vertraulich disku-
tiert. Selbstverständlich sind für alle Inhalte 
und Schlussfolgerungen dieser Studie allein die 
Autor:innen verantwortlich.

Weitere Anmerkungen

Die resultierenden Bedarfszahlen sind nominal 
und in den Fachkapiteln jahresscharf für die 
Jahre 2025 bis 2030 ausgewiesen, mit der pau-
schalen Annahme einer Inflation von 2 Prozent 
pro Jahr ab 2024. Basisjahr der Rechnung ist 
2024. Dementsprechend haben wir Bedarfs-
zahlen, die für frühere Jahre beziehungsweise 
in diesen berechnet wurden, auf 2024 inflati-
onsangepasst. Da für unsere Zwecke nicht nur 
die Entwicklung der Verbraucherpreise rele-
vant ist sowie im Sinne einer einheitlichen und 
nachvollziehbaren Berechnung wurde hierfür 
der BIP-Deflator aus der Frühjahrsprojektion 
2024 der Bundesregierung genutzt (BMWK & 
BMF 2024). Dies kann teilweise zu einer Unter-
schätzung der tatsächlichen Bedarfe führen, da 
insbesondere Baukosten stärker als der BIP-
Deflator gestiegen sind und Infrastrukturmaß-
nahmen im Rahmen der ermittelten Bedarfe 
eine große Rolle spielen. 

In Bereichen, in denen das Potenzial von 
Investitionen ansonsten nicht sinnvoll ausge-
schöpft werden kann, weisen wir neben den 
relevanten Investitionsbedarfen auch 
zusätzlich anfallende Betriebskosten aus. 
Hierzu zählen beispielsweise Personalbedarfe 
im Bildungs- und Verteidigungsbereich. 
Abbildung 4 zeigt die entsprechende Aufteilung 
der Gesamtbedarfe. Für 28 Prozent der 
Bedarfe ist eine eindeutige Zuteilung nicht 
möglich, wie beispielsweise bei den 
Finanzbedarfen für den öffentlichen 
Personennahverkehr, die sowohl Investitionen 
als auch Betriebskosten umfassen. Die im 
Bereich Dekarbonisierung identifizierten 
Nettobedarfe wurden für diese Darstellung 
entsprechend der relativen Verteilung der 
Ausgabenarten im Durchschnitt der beiden 
untersuchten Szenarien aufgeteilt.

5 Die Nutzung bestehender Studien und Publikationen ergibt 
sich wiederum aus dem Ziel, die Expertise der Akteur:innen in 

den jeweiligen Themenfeldern möglichst umfassend zu nut-
zen. 
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Insgesamt haben wir in der Studie einen 
vorsichtigen und politisch zurückhaltenden 
Ansatz gewählt. Dies zeigt sich zum Beispiel 
darin, dass wir im Zweifelsfall die niedrigste 
Bedarfszahl zur Erreichung eines bestimmten 
Ziels angesetzt (s. o.), Umsetzungshemmnisse 
berücksichtigt (z. B. im Fall der kommunalen 
Straßen) und nur politisch breit getragene Ziele 
berücksichtigt haben (und daher z. B. die Halb-
leiterproduktion nicht berücksichtigen). Im 
Sinne dieses Ansatzes gehen wir auch 
grundsätzlich von der Beibehaltung 
bestehender gesetzlicher Regelungen zur 

Finanzierungsverantwortung aus, sodass zum 
Beispiel der Ausbau der Stromnetze, der 
derzeit vollständig privatwirtschaftlich 
finanziert wird, nicht Teil der Betrachtung ist, 
obwohl es in diesem Zusammenhang aktuelle 
Debatten über eine stärkere Rolle des Staates 
gibt.

In bestimmten Fällen adressieren wir Unsicher-
heiten durch die Rechnung verschiedener Sze-
narien, aus denen heraus wir dann für die Be-
stimmung der Gesamt-Zusatzbedarfe einen 
plausiblen Ansatz bestimmen.6 

Abbildung 4: Aufteilung der zusätzlichen öffentlichen Finanzbedarfe nach Investitionen und Betriebskosten; Quelle:
  eigene Berechnungen

6 Im Falle der wirtschaftlichen Resilienz nutzen wir den niedrige-
ren Bedarfswert für die Berechnung der Gesamtsumme, im 
Bereich der Dekarbonisierung den Mittelwert der beiden be-

trachteten Szenarien, um Unsicherheiten bezüglich der zu-
künftigen Entwicklung der Emissionspreise zu berücksichtigen.
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Wie oben dargestellt ermitteln wir für den Zeit-
raum bis einschließlich 2030 einen zusätzlichen 
Bedarf an öffentlichen Mitteln in Höhe von 
782 Milliarden Euro, verteilt auf zwölf Themen-
felder. Im Folgenden werden die betrachteten 
Ziele und Ergebnisse für die jeweiligen The-
menfelder kurz zusammengefasst, eine detail-
lierte Herleitung der Ergebnisse findet sich in 
den separaten Fachkapiteln (S. 34ff.). 

Produktivität und Daseinsvorsorge

Bildung

Zur Instandhaltung der Bildungsinfrastruktur 
und für ihren Ausbau entsprechend gesetzlich 
vereinbarter Ziele sowie demografischer Not-
wendigkeiten werden bis 2030 insgesamt min-
destens 127 Milliarden Euro zusätzlicher 
öffentlicher Mittel benötigt. Die größten Mehr-
bedarfe ergeben sich im Bereich der allgemein-
bildenden Schulen: Hier werden 57,1 Milliarden 
Euro zusätzlicher Mittel benötigt, um den In-
vestitionsrückstand an Schulgebäuden abzu-
bauen, sowie mindestens 15,6 Milliarden Euro, 
um den Lehrkräfte-Mehrbedarf zur Beibehal-
tung der heutigen Schüler-Lehrkräfte-Relation 
zu decken. Hinzu kommen 9,0 Milliarden Euro 
für die weitere Digitalisierung der Schulen so-
wie für die Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung 1,9 Milliarden Euro In-
vestitions- und 8,2 Milliarden Euro Personal-
mehrbedarfe.

Im Elementarbereich betrachten wir die Um-
setzung des verankerten Rechtsanspruchs auf 
einen Kitaplatz sowie für den Abbau des beste-
henden Investitionsrückstands. Hierfür sind für 
die Sanierung und den Ausbau der Infrastruk-
tur 16,8 Milliarden Euro sowie weitere 13,6 Mil-
liarden Euro für die Aufstockung des Personals 
erforderlich. Im Bereich der Hochschulen wer-
den zusätzlich 5,1 Milliarden Euro für die In-
standsetzung der Hochschulgebäude benötigt.

Dekarbonisierung

Für die Dekarbonisierung der deutschen Volks-
wirtschaft im Einklang mit den gesetzlichen 
Emissionsminderungszielen ermitteln wir ei-
nen öffentlichen Gesamt-Finanzierungsbedarf 
des Bundes von rund 340 Milliarden Euro im 
Zeitraum von 2025 bis 2030. Dies entspricht 
jährlich rund 56,7 Milliarden Euro oder 1,3 Pro-
zent des BIP. Hierbei nicht berücksichtigt ist der 
Bedarf für die Bahn, der im Oberkapitel Ver-
kehr erfasst wird. 

Im Einklang mit der derzeitigen Klimaschutz-  
Finanzierungsstrategie des Bundes ermitteln 
wir den öffentlichen Zusatz-Bedarf als Differenz 
des Gesamtfinanzierungsbedarfs und den er-
wartbaren Einnahmen aus der Bepreisung von 
Treibhausgasemissionen. In unserer Abschät-
zung unterscheiden wir zwischen einem Szena-
rio mit moderatem und einem Szenario mit 
starkem Anstieg der Emissionspreise.7 Einnah-
men, Kompensationszahlungen sowie öffentli-
che Zuschussbedarfe schätzen wir soweit mög-
lich und sinnvoll in Abhängigkeit der 
Emissionspreisentwicklung.

Der Gesamtfinanzierungsbedarf variiert in  bei-
den Szenarien kaum, da sich im Hochpreis-  
szenario der niedrigere Förderbedarf und hö-
here Kompensationsbedarf in etwa ausglei-
chen. Der zusätzliche öffentliche Finanzie-
rungsbedarf des Bundes unterscheidet sich 
hingegen stark zwischen den Szenarien. Im 
Szenario mit einem moderaten Anstieg der 
Emissionspreise liegt er bei etwa 207 Milliarden 
Euro, im Szenario mit starken Preisanstiegen 
bei nur rund 111 Milliarden Euro. Dies ent-
spricht jährlich einem Zusatzbedarf von 0,8 be-
ziehungsweise 0,4 Prozent des BIP. 

Die erforderlichen Finanzierungsbedarfe der 
Kommunen und Länder für die Erreichung der 
Klimaziele bis 2030 konnten wir im Rahmen 
dieser Studie nicht umfänglich ermitteln. Für 
ausgewählte Bereiche – energetische Sanie-

7 Im Niedrigpreisszenario liegt der Emissionspreis im EU-EHS 
bei 124 Euro und im BEHG/EU-EHS-2 bei 88 Euro im Jahr 2030 

(nominal). Im Hochpreisszenario bei 225 Euro (EU-EHS) und 
197 Euro (BEHG/EU-EHS-2).

2. Ergebnisse im Überblick
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rung öffentlicher Gebäude, Wärmenetze und 
natürlicher Klimaschutz – haben wir den Zu-
satz-Finanzierungsbedarf indikativ geschätzt. 
Der ermittelte Zusatzbedarf beläuft sich im Be-
trachtungszeitraum auf 37,8 Milliarden Euro 
für die Kommunen und 10,8 Milliarden Euro für 
die Länder. Die Bedarfe für den ÖPNV werden 
im Oberkapitel Verkehr erfasst.

Insgesamt ergibt sich so über alle föderalen 
Ebenen ein zusätzlicher öffentlicher Finanzie-
rungsbedarf für Dekarbonisierung von 159,6 
bis 255,6 Milliarden Euro. Da die politischen 
und regulativen Bedingungen für das Eintreten 
des CO2-Hochpreisszenarios derzeit nicht gege-
ben sind, setzen wir den Durchschnitt der Zu-
satzbedarfe aus den beiden Preisszenarien auf 
Bundesebene an. Der in der Gesamtschau an-
gesetzte Gesamtzusatzbedarf für Dekarboni-
sierung beträgt damit 207,6 Milliarden Euro.

Digitalisierung

Nach Untersuchung der Bedarfe für (a) die Digi-
talisierung in den einzelnen Sektoren, (b) digita-
le Industriepolitik, (c) den Ausbau digitaler Net-
ze sowie (d) die Verwaltungsdigitalisierung 
setzen wir keinen gesonderten zusätzlichen Be-
darf im Bereich der Digitalisierung an. Für die 
Digitalisierung in den Bereichen Bildung und 
Gesundheit bestehen zusätzliche Bedarfe, die 
jedoch in den jeweiligen Fachkapiteln behan-
delt werden. Im Bereich der Verwaltungsdigita-
lisierung ist ein zusätzlicher Mittelbedarf wahr-
scheinlich; aufgrund der Datenlage und der 
hohen Relevanz nicht direkt finanzieller Hemm-
nisse (vgl. auch S. 30ff.) konnte im methodi-
schen Rahmen dieser Studie jedoch kein zu-
sätzlicher Bedarf quantifiziert werden. Der 
digitale Netzausbau ist auf Zielkurs, sodass hier 
kein zusätzlicher Mittelbedarf besteht; das The-
menfeld der digitalen Industriepolitik ist poli-
tisch umstritten und liegt daher außerhalb des 
Rahmens dieser Studie.

Forschung

Im Bereich der öffentlichen Forschungsförde-
rung besteht ein zusätzlicher Bedarf von 
9,9 Milliarden Euro, um das von Bund und Län-
dern angestrebte Ziel eines Anteils der Ausga-

ben für Forschung und Entwicklung am Brutto-
inlandsprodukt von 3,5 Prozent zu erreichen. 
Bei der Berechnung gehen wir davon aus, dass 
das derzeitige Verhältnis zwischen öffentlichen 
und privaten Forschungsausgaben konstant 
bleibt und sich das durchschnittliche jährliche 
Wachstum der Forschungsausgaben der Jahre 
2019 bis 2023 fortsetzt. 

Gesundheit

Im Gesundheitsbereich fokussieren wir uns auf 
den Krankenhaussektor, da hier (teil-)staatliche 
Finanzierung die größte Rolle spielt. Dort be-
trachten wir vier Ziele, für die wir in drei Fällen 
einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf von 
insgesamt 40 Milliarden Euro identifizieren. Für 
die Umsetzung einer Krankenhausstrukturre-
form, wie sie derzeit geplant ist, werden 25 Mil-
liarden Euro bis 2030 benötigt, für den Abbau 
eines Teils des bestehenden Investitionsstaus 
zusätzliche Mittel in Höhe von mindestens 
8,4 Milliarden Euro und für die Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen in Krankenhäusern 
7,1 Milliarden Euro. Ebenfalls berücksichtigt, 
aber aufgrund möglicher Überschneidungen 
mit den vorgenannten Maßnahmen nicht mit 
einem gesonderten Finanzierungsbedarf aus-
gewiesen, ist die Digitalisierung des Kranken-
hauswesens.

Verkehr

Für den Erhalt und die Erneuerung der beste-
henden Verkehrsinfrastruktur sowie den Aus-
bau von Angeboten, die vor dem Hintergrund 
der Klimaziele an Bedeutung gewinnen, wer-
den bis 2030 mindestens 166 Milliarden Euro 
zusätzlich benötigt. Der Großteil dieses Mehr-
bedarfs entfällt auf die Schiene (62 Milliarden 
Euro) sowie auf den Mehrbedarf für den Erhalt 
der Straßeninfrastruktur (65 Milliarden Euro, 
ohne Landesstraßen). Für die Finanzierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) be-
steht ein weiterer Mehrbedarf in Höhe von 
38 Milliarden Euro, der je nach angenomme-
nem Ausbau- und Tarifszenario auch deutlich 
höher ausfallen kann.
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Wohnen

Für den sozialen Wohnungsbau ermitteln wir 
für die Erreichung des bundespolitischen Ziels 
100.000 neuer Sozialwohnungen im Jahr einen 
Mindest-Zusatzbedarf von 30,6 Milliarden 
Euro, basierend auf der Annahme, dass die bis 
2027 bereitgestellten Bundesmittel sowie ein 
entsprechender Co-Finanzierungsanteil der 
Länder von 40 Prozent auch in den Folgejahren 
bis 2030 weiter gesichert bereitgestellt wird.

Sicherheit

Innere Sicherheit

Für die innere Sicherheit ermitteln wir einen 
Zusatzbedarf in Höhe von 22,8 Milliarden Euro. 
Dieser dient der Ertüchtigung des Katastro-
phen- und Zivilschutzes durch Investitionen in 
die Infrastruktur zur Warnung der Bevölke-
rung, den flächendeckenden Schutz der Bevöl-
kerung durch Bunker und ähnliche Schutzräu-
me, den Aufbau nationaler Reserven, die 
Digitalisierung des Krisenmanagements sowie 
den Ausbau relevanter Behörden und Instituti-
onen. Für Sicherheitsbehörden wie das Bun-
deskriminalamt, die Bundespolizei, den Zoll 
und den Verfassungsschutz hat ein Abgleich 
mit historischen Daten ergeben, dass für die 
kommenden Jahre auch kaufkraftbereinigt be-
reits eine überdurchschnittliche Mittelausstat-
tung angesetzt ist, sodass wir hier keine Zusatz-
bedarfe festgelegt haben. Ob diese Mittel 
jedoch ausreichen, damit diese Behörden ei-
nen hinreichenden Beitrag zur inneren Sicher-
heit leisten können, muss im Laufe einer vertie-
fenden Studie separat geprüft werden.

Klimaanpassung

Für Maßnahmen zur Klimaanpassung besteht 
bis 2030 ein zusätzlicher Bedarf in Höhe von 
mindestens 38,0 Milliarden Euro. Dieser ist ab-
geleitet aus einer Bedarfsschätzung der Um-
weltministerkonferenz 2022, auf die sich auch 
das Bundesumweltministerium im Kontext des 
kürzlich beschlossenen Klimaanpassungsge-

setzes bezieht.

Wirtschaftliche Resilienz

Wir betrachten Ziele und schätzen finanzielle 
Mehrbedarfe in drei Bereichen der wirtschaftli-
chen Resilienz: in der Versorgung mit kritischen 
und strategischen Rohstoffen; der Sicherung 
angemessener Produktionskapazitäten für 
Energiewendetechnologien (insbesondere Bat-
terien, Elektrolyseure, Solarpanele, Wind-
kraftanlagen und Wärmepumpen); und der 
Stärkung von Produktionskapazitäten im Halb-
leiterbereich. Insgesamt fallen in diesen Berei-
chen 15,1 bis 19,8 Milliarden Euro an Zusatzbe-
darfen an, von denen 1,6 bis 6,2 Milliarden auf 
Rohstoffe und 13,5 Milliarden auf Produktions-
kapazitäten für Energiewendetechnologien 
entfallen. Für Halbleiter setzen wir keine Mehr-
bedarfe an, da in diesem Bereich bereits signi-
fikante Mittel eingestellt sind und eine Klärung 
möglicher Ziele, die über die bereits finanziell 
hinterlegten hinausgehen, noch aussteht.

Verteidigung

Wir schätzen die Mehrkosten deutscher Vertei-
digungsfähigkeit bis 2030 auf 103,1 Milliarden 
Euro. Diese Zahl liegt unterhalb der 154,3 Milli-
arden Euro, die wir durch eine erstmalige Bot-
tom-up-Schätzung von Verteidigungsbedarfen 
ermittelt haben. Da unsere Bottom-up-Schät-
zung sich aus methodischen Gründen auf den 
Zeitraum bis 2035 bezieht und nicht sauber auf 
die Jahre vor und nach 2030 heruntergebro-
chen werden kann, setzen wir das Ergebnis ei-
ner Meso-Ebenen-Schätzung an, die sich vor al-
lem aus den Gesprächen mit Praktikern in der 
Verwaltung und ihren Methoden speist. In bei-
den Fällen liegt der Mehrbedarf deutlich ober-
halb der 52 Milliarden Euro, die für die Einhal-
tung des 2-Prozent-Ziels der NATO notwendig 
wären. Da dieses Ziel jedoch nicht mit einem 
klar definierten Fähigkeitenprofil der Bundes-
wehr korrespondiert, sind die davon abgeleite-
ten Bedarfe für unsere Zwecke unzureichend 
begründet, zumal sie deutlich unter den Bedar-
fen liegen, die sich durch eine Bottom-up Be-
trachtung bis 2035 ergeben.
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Weitere Aspekte der äußeren Sicherheit

Nachrichtendienste, Diplomatie, humanitäre 
Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und die 
Unterstützung strategischer Partnerländer wie 
der Ukraine leisten wichtige Beiträge zu 
Deutschlands Sicherheit. Da es in allen diesen 
Bereichen viele Ungewissheiten und teils politi-
sche Differenzen bezüglich der optimalen Maß-
nahmenkonzepte gibt, verfolgen wir für diese 
weiteren Aspekte der äußeren Sicherheit einen 
konservativen Top-down-Ansatz. Diesem liegt 
die Annahme zugrunde, dass auch ohne Festle-
gung auf bestimmte Einzelmaßnahmen oder 
Ziele mindestens Finanzmittel in Höhe der 
kaufkraftbereinigten Durchschnitte der letzten 
drei Vor-Corona-Jahre nötig sind. Daraus leiten 
wir Zusatzbedarfe von 21,7 Milliarden Euro ab. 
In Bezug auf die Ukraine bieten wir eine quali-
tative Diskussion an, setzen aber aufgrund der 
Unvorhersehbarkeit der weiteren Lageentwick-
lung keine quantifizierten Mehrbedarfe an.

Limitationen

Wie dargelegt ist es Ziel dieser Studie, Mindest-
Bedarfe für die Erreichung breit akzeptierter 
Ziele zu ermitteln. Im Zweifelsfall haben wir uns 
daher immer für den niedrigeren Bedarfsan-
satz entschieden oder mögliche Bedarfsposten 
nicht aufgenommen. Somit ist die Gesamtzahl 
eine vorsichtige Abschätzung zusätzlicher Fi-
nanzbedarfe und hat keinen umfassenden Voll-

ständigkeitsanspruch. 

Politisch umstrittene Posten wie beispielsweise 
die verschiedenen Aspekte der Unterstützung 
der Ukraine im Verteidigungskrieg, Subventio-
nen für die inländische Halbleiterproduktion, 
eine stärkere direkte Rolle des Staates in der 
Energieinfrastruktur oder weitere Finanzhilfen 
für den freien Wohnungsbau gehen mit poten-
ziell hohen zusätzlichen Bedarfen einher, wur-
den aber aufgrund der Prämissen der Studie 
nicht berücksichtigt. Für einige der aufgenom-
menen Positionen ist der verfügbare For-
schungsstand, auf dem wir unsere Arbeit auf-
bauen, begrenzt, sodass die entsprechenden 
Ergebnisse nur als erste Einschätzungen zu ver-
stehen sind und weitergehende Betrachtungen 
möglicherweise weitere Bedarfe identifizieren 
würden. Dies gilt beispielsweise für den Be-
reich der inneren und erweiterten äußeren Si-
cherheit oder für Maßnahmen zur Klimaanpas-
sung.

Ebenfalls nicht Gegenstand der vertieften Be-
trachtung dieser Studie sind die Bedarfe im Be-
reich der kommunalen Extrahaushalte und Un-
ternehmen, zum Beispiel im Bereich des 
Betriebs der Wasser- und Energieinfrastruktur. 
Auch hier bestehen mit hoher Wahrscheinlich-
keit sehr hohe zusätzliche Bedarfe, die jedoch 
außerhalb des direkten Untersuchungsgegen-
stands dieser Studie liegen. Die Zusatzbedarfe 
der kommunalen Ebene sind daher nur für die 
betrachteten Bereiche aussagekräftig und kein 
Richtwert für ein plausibles Maximum.



HINTERGRUNDPAPIER

14 von 27

HINTERGRUNDPAPIER

Bereich Zusatzbedarf (in Mrd. EUR)
Bund Länder Kommunen

Bildung (127,2 Mrd. EUR)

Schulgebäude (Abbau Investitionsrückstand) 57,1 
Lehrkräfte (konstante Schüler-Lehrkäfte-Relation) 15,5 
Schuldigitalisierung 9,0
Ganztagsbetreuung (Investitionen) 1,9 
Ganztagsbetreuung (Personal) 8,2 
Rechtsanspruch Kitaplatz (Investitionen) 8,4 8,4 
Rechtsanspruch Kitaplatz (Personal) 6,8 6,8 
Hochschulgebäude (Erhalt) 5,1

Dekarbonisierung (207,6 Mrd. Euro)

Zusatzbedarf des Bundes* 159,0
Zusatzbedarfe der Länder und Kommunen 10,8 37,8

Forschung (9,9 Mrd. Euro) 

Öffentliche F&E-Finanzierung 5,7 4,2

Gesundheit (40,4 Mrd. Euro)

Strukturreform 12,5 12,5 
Schließung Investitionslücke 8,4
Klimaschutzmaßnahmen in Krankenhäusern 7,1

Verkehr (165,5 Mrd. Euro)

Bahn 62,0 
Straßeninfrastruktur (Erhalt) 13,5 51,8 
ÖPNV 38,2 

Wohnen (30,6 Mrd. Euro)

Sozialer Wohnungsbau 21,9 8,7

Innere Sicherheit (22,8 Mrd. Euro)

Zivil- und Katastrophenschutz  2,3 3,0 17,5

Klimaanpassung (38,0 Mrd. Euro)

Klimaanpassungsmaßnahmen 9,5 28,5

Wirtschaftliche Resilienz (15,1–19,8 Mrd. Euro) 

Energiewendetechnologien 13,5 
Kritische Rohstoffe 1,6–6,2 

Verteidigung (103,1 Mrd. Euro)

Bundeswehr (Beschaffung und laufende Kosten) 103,1

Weitere Aspekte der äußeren Sicherheit (21,7 Mrd. Euro) 

Diplomatie und humanitäre Hilfe 9,4
Entwicklungszusammenarbeit 12,4 

Tabelle 1: Zusätzliche öffentliche Finanzbedarfe 2025-2030 nach Zielen und Maßnahmen, Summendifferenzen durch 
Rundungseffekte, *Im Gegensatz zu den anderen betrachteten Bereichen wird der Zusatzbedarf für die Dekarbonisierung 
auf Bundesebene als Differenz zwischen Gesamtfinanzierungsbedarf und erwarteten Einnahmen aus der CO2-Bepreisung 
in zwei Preisszenarien berechnet. Aus diesem Grund wird der Bedarf als Sammelposten ausgewiesen, eine detaillierte 
Aufschlüsselung findet sich in Kapitel II. In die Gesamtübersicht geht der Mittelwert der beiden Szenarien ein.

3. Übersicht: Zusätzliche Finanzbedarfe 2025-2030
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Kürzlich haben auch das Institut für Makroöko-
nomie und Konjunkturforschung (IMK) und das 
Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) (Dullien 
et al. 2024, im Folgenden auch „IMK und IW“ 
oder „IMK/IW“) sowie der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI 2024) Schätzungen 
öffentlicher Finanzbedarfe veröffentlicht. Zur 
Einordnung der Ergebnisse werden im Folgen-
den die zentralen Unterschiede und Gemein-
samkeiten der verschiedenen Studien, inklusi-
ve unserer Bedarfsschätzung, dargestellt.

Der BDI veranschlagt einen zusätzlichen Bedarf 
von 376 bis 396 Milliarden Euro (BDI 2024), 
während das IMK und IW einen Bedarf von 
596 Milliarden Euro schätzen (Dullien et al. 
2024). Die von uns bestimmten Zusatzbedarfe 
liegen mit rund 782 Milliarden Euro höher als 
die Schätzungen der anderen beiden Studien.

Ein großer Teil der Differenzen geht auf Unter-
schiede in den Abgrenzungen der jeweiligen 
Studien zurück. In den Bereichen, die sowohl 
IMK/IW (2024) als auch wir abdecken, beträgt 

der zusätzliche Gesamtbedarf bei uns 569 Milli-
arden Euro, der Gesamtbedarf bei IMK und IW 
525 Milliarden Euro. In den Bereichen, die so-
wohl der BDI (2024) als auch wir abdecken, be-
trägt der zusätzliche Gesamtbedarf bei uns 546 
Milliarden Euro, der Gesamtbedarf beim BDI 
476 Milliarden Euro. 

Wir berücksichtigen außerdem die Bereiche Di-
gitalisierung, Forschung, Gesundheit, innere Si-
cherheit und Verteidigung sowie weitere As-
pekte der äußeren Sicherheit, die in den BDI- 
und IMK/IW-Studien ausgeklammert werden. 
In den Feldern, die nur in unserer Studie be-
trachtet werden, haben wir einen Zusatzbedarf 
von 198 Milliarden Euro für Gesundheit und in-
nere und äußere Sicherheit ermittelt.8 Tabelle 2 
stellt die jeweils in den Studien betrachteten 
Bereiche dar.

Innerhalb der Bereiche liegen wiederum einige 
Posten aus IMK/IW (2024) und BDI (2024) 
außerhalb des Rahmens unserer Studie. In der 
IMK/IW-Studie sind dies Bedarfe für 

8 Im Bereich der Digitalisierung haben wir anhand unserer Me-
thodik keinen Zusatzbedarf identifizieren können (Ausnah-
men: Digitalisierung im Bildungswesen und im Gesundheits-

wesen, die jeweils in den Fachkapiteln separat behandelt wer-
den).  

4. Vergleich der Ergebnisse mit anderen Studien

Studie
Bereich Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Bildung ✓ ✓ ✓

Dekarbonisierung ✓ ✓ ✓

Digitalisierung ✓

Forschung ✓

Gesundheit ✓

Innere Sicherheit ✓

Klimaanpassung ✓ ✓

Kommunale Infrastruktur 
(allgemein)

(Schulen, Kitas, ÖPNV,  
Kommunalstraßen und 
Infrastruktur für Brand- 
und Katastrophenschutz 

separat erfasst)

✓

Wirtschaftliche Resilienz ✓ ✓

Verkehr ✓ ✓ ✓

Verteidigung ✓

Wohnen ✓ ✓ ✓

Weitere Aspekte der 
äußeren Sicherheit ✓



HINTERGRUNDPAPIER

16 von 27

HINTERGRUNDPAPIER

kommunale Infrastruktur jenseits von 
Investitionen in Kommunalstraßen, Kitas, 
Schulgebäude, die Feuerwehr und den ÖPNV. 
Diese summieren sich auf Basis des KfW-
Kommunalpanels (2023) auf rund 58 Milliarden 
Euro.9

Die Studie des BDI berücksichtigt jeweils in den 
Bereichen Verkehr, Dekarbonisierung, Wohnen 
und Resilienz Einzelmaßnahmen, die wir nicht 
einschließen. Insgesamt ergeben sich daraus 
laut BDI Bedarfe in Höhe von 54,3 Milliarden 
Euro (BDI 2024). Diese einzelnen Posten sind in 
den nachfolgenden Tabellen zu den jeweiligen 
Sektoren aufgeschlüsselt.10

Weitere Unterschiede ergeben sich aus unse-
rer Berücksichtigung bereits eingestellter Mit-
tel, weshalb wir tatsächliche Zusatzbedarfe er-
mitteln, und aus der Orientierung unserer 
Studie auch an spezifischen Zielbildern jenseits 
eines Abbaus historischer Investitionsrückstän-
de. Wir identifizieren für alle Bereiche Zielbilder 
mit breiter gesellschaftlicher Akzeptanz. Die 
Ableitung der einzelnen Bedarfsposten erfolgt 
ausgehend von diesen Zielbildern. Diese Her-
angehensweise führt teilweise zu einem weite-
ren Rahmen als in den anderen Studien. Im Bil-
dungsbereich bedeutet dies beispielsweise, 
ausgehend vom Zielbild leistungsfähiger Schu-
len, neben dem Infrastrukturbedarf auch den 
Personalbedarf zu berücksichtigen. Für alle ein-
zelnen Posten weisen wir dabei reine Zusatzbe-

darfe aus und berücksichtigen Mittel, die ab-
sehbar bereits zur Verfügung stehen. 

Die unterschiedlichen Zeithorizonte der Studi-
en (i. d. R. zehn Jahre bei BDI und IMK/IW, sechs 
Jahre bis Jahresende 2030 in unserer Studie) 
spielen eine untergeordnete Rolle, da nur un-
sere Studie auf jahresscharf getroffenen An-
nahmen über Bedarfe und bereits eingestellte 
Mittel bis 2030 basiert. Eine analoge Aufschlüs-
selung ist in den anderen beiden Studien nicht 
gegeben. In vielen Fällen handelt es sich bei 
den dort eingestellten Bedarfen um reine 
Nachholbedarfe, deren Abbau über zehn Jahre 
angenommen wird, während wir in den meis-
ten Fällen von einem Abbau bis Ende 2030 aus-
gehen. Für die Betrachtung der Gesamtwerte 
spielen die nominell unterschiedlichen Zeiträu-
me hier also insgesamt keine große Rolle. Aus 
diesem Grund berücksichtigen wir die unter-
schiedlichen Zeithorizonte im folgenden Ver-
gleich nur nachrangig.11

Darüber hinaus gibt es teilweise relevante Un-
terschiede in der methodischen Herangehens-
weise zu einzelnen Bedarfsposten. Zur Einord-
nung skizzieren wir hier die Abweichungen 
unserer Bedarfszahlen von den BDI- und IMK/
IW-Werten in den Feldern, die in mindestens ei-
ner der anderen Studien erfasst werden. Hier-
bei erläutern wir alle Posten, in denen unsere 
Zahl signifikant (> 10 Prozent) von mindestens 
einer der anderen Studien abweicht. 

9

10 

11 Diese Zahl ergibt sich aus dem Gesamtposten für kommunale 
Investitionen in Dullien et al. (2024) in Höhe von 177,2 Milliar-
den Euro abzüglich der Investitionsrückstände laut KfW-Kom-
munalpanel 2023 in Feuerwehr, Straßen, ÖPNV, Kitas und 
Schulgebäude, die wir ebenfalls behandeln. 
Die 54,3 Milliarden Euro setzen sich zusammen aus 18 Milliar-
den Euro für Bundeswasserstraßen und Häfen, 15 Milliarden 
Euro für Lade- und Tankinfrastruktur, 3 Milliarden Euro für CO2-
neutrale Kraftstoffe und rund 18,3 Milliarden Euro für Woh-
nungsbau jenseits des sozialen Wohnungsbaus.

Die Zusatzbedarfe für den Erhalt von Hochschulgebäuden stel-
len hier eine Ausnahme dar. Unsere Bedarfsschätzung liegt in 
diesem Bereich deutlich unter den Schätzungen in IMK/IW 
(2024) und BDI (2024), da wir im Einklang mit der Primärquelle 
eine Streckung des Bedarfs bis 2040 annehmen und aus die-
sem Zeitraum nur sechs Jahre betrachten. Neben dieser An-
nahme führt auch unsere Annahme zu bereits eingestellten 
Mitteln zu einem geringeren Zusatzbedarf (s. u.). Auch für den 
Ausbau der Kita-Infrastruktur rechnen wir mit einem Abbau 
des Investitionsrückstandes bis 2035, den wir dementspre-
chend nur anteilig betrachten. 
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Bildung

Unsere Bedarfsschätzung für den Bildungsbe-
reich umfasst in Abgrenzung zu den Studien 
von BDI und IMK/IW neben den Investitionen in 
Infrastruktur auch Mehrbedarfe für Personal in 
der Kita- und Ganztagsbetreuung sowie in 
Schulen. Die Berücksichtigung dieser Bedarfe 
ergibt sich aus der zielorientierten Ausrichtung 
unserer Studie, da neben dem Ausbau der In-
frastruktur die Einstellung qualifizierten Perso-
nals für die Bereitstellung eines qualitativ ange-
messenen Angebots in Kitas und Schulen 
selbstverständlich von entscheidender Bedeu-
tung ist. 

Für Kita-Investitionen übernehmen der BDI 
(2024) und IMK/IW (2024) die in Raffer und 
Scheller (2023) ausgewiesenen Bedarfe.13 Diese 
beziffern ausschließlich die wahrgenommenen 
Investitionsrückstände in der bestehenden Ki-
ta-Infrastruktur. Um den Rechtsanspruch auf 
einen Kitaplatz sicherzustellen, braucht es aber 
auch eine Ausweitung des vorhandenen Platz-
angebots. Wir ermitteln deswegen den hierfür 
notwendigen Investitionsbedarf auf Basis von 
Berechnungen des Kitaplatz-Mehrbedarfs (Au-
tor:innengruppe Kinder- und Jugendhilfestatis-
tik 2024) und des durchschnittlichen Investiti-
onsbedarfs je Platz (nach Rauschenbach et al. 

2017). Außerdem nehmen wir an, dass parallel 
zum Ausbau des Angebots bis 2035 der Investi-
tionsrückstand abgebaut wird. 

Bei der Ermittlung der erforderlichen Investitio-
nen für den Ausbau von Ganztagsschulen liegt 
allen drei Studien mit Rauschenbach et al. 
(2021) dieselbe Bedarfsschätzung zugrunde. 
Wir ziehen von den dort ermittelten Bedarfen 
bereits zur Verfügung stehende Bundesmittel 
ab, wodurch sich in unserer Studie ein niedrige-
rer Zusatzbedarf ergibt.

Für die Gebäudeinfrastruktur der Hochschulen 
basieren die von uns bestimmten Zusatzbedar-
fe auf derselben Grundlage wie in IMK/IW 
(2024), nämlich einer Studie im Auftrag der Kul-
tusministerkonferenz (2023a). Die von IMK und 
IW (2024) ausgewiesenen Bedarfe werden auch 
vom BDI (2024) übernommen. Entsprechend 
des Umsetzungsvorschlags der Kultusminister-
konferenz legen wir eine Realisierung der In-
vestitionen bis 2040 zugrunde. Durch die antei-
lige Betrachtung unserer Studie bis 2030 und 
die Annahme einer Fortführung der bisherigen 
Investitionslinie für Baumaßnahmen an Hoch-
schulen (Destatis 2023a, 2024b) ergibt sich so-
mit ein niedrigerer Bedarfswert. 

12

13

Allen Bedarfszahlen liegt das KfW-Kommunalpanel zugrunde. 
Abweichungen ergeben sich daraus, dass IMK/IW und BDI sich 
auf das Kommunalpanel 2023 beziehen, während wir mit den 
aktuelleren Daten aus dem Kommunalpanel 2024 arbeiten. Die 
Abweichung zwischen IMK/IW und BDI kommt durch eine aus-
bleibende Inflationsanpassung in der BDI-Studie zustande. Aus 

diesen Gründen bestehen keine signifikanten inhaltlichen Un-
terschiede zwischen den Studien. 
Die ausgewiesenen Mehrbedarfe der BDI- und IMK/IW-Studien 
unterscheiden sich nur aufgrund der Inflationsanpassung in 
Dullien et al. (2024). 

Tabelle 3: Vergleich der ausgewiesenen Bildungsbedarfe in Mrd. EUR. Abweichungen zur DZ-Studie mit +/− 10 % Toleranzrahmen in 
Klammern; Quellen: BDI (2024), Dullien et al. (2024), eigene Berechnungen

Studie
Maßnahmen Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Kita (Personal) 13,6 / /
Kita (Investitionen) 16,8 12 (-) 13,1 (-)
Ganztagsbetreuung (Personal) 8,2 / /
Ganztagsbetreuung 
(Investitionen) 1,9 6,7 (+) 6,7 (+)

Lehrkräfte 15,5 / /
Schulgebäude 57,1 47,4 (=)12 52,0 (=)
Hochschulgebäude Erhalt 5,1 34,7 (+) 34,7 (+)
Gesamt 127,2 100,8 (-) 106,5 (-)
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Der von IMK/IW überschlägig ermittelte Zusatz-
bedarf von 200 Milliarden Euro ist nicht direkt 
mit unserer Schätzung vergleichbar, da er Aus-
gaben für den ÖPNV enthält, die wir im Ober-
kapitel Verkehr erfassen. Da die IMK/IW-Studie 
zudem keine Einzelposten beziffert, sondern 
lediglich den Zusatzgesamtbedarf ausweist, ist 
ein Vergleich insgesamt nur schwer möglich.

Der von uns ermittelte Zusatzbedarf des Bun-
des liegt mit 111,1 bis 207,0 Milliarden Euro 
deutlich über dem vom BDI geschätzten Zu-
satzbedarf in Höhe von 65,1 Milliarden Euro. 
Während wir den Zusatzbedarf in zwei Szenari-
en als Differenz aus öffentlichem Gesamtfinan-
zierungs-bedarf und erwartbaren Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung erfassen, leitet der BDI 
den Zusatzbedarf auf der Ebene der Einzelpos-
ten als Differenz aus Finanzierungsbedarf und 
eingestellten Mitteln im Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) ab. Ein relevanter Vergleich 
ist deshalb nur auf der Ebene der Gesamtbe-
darfe je Einzelposten möglich.

Den Gesamtförderbedarf für die Dekarbonisie-
rung der Industrie taxiert der BDI auf 26,8 Milli-
arden Euro. Wir schätzen den Gesamtförder-

bedarf hingegen auf 13,6 bis 17,4 Milliarden 
Euro, liegen also merklich unterhalb der BDI-
Schätzung. Die Bedarfsansätze für die energeti-
sche Gebäudesanierung liegen in beiden Studi-
en nah beieinander. Der BDI schätzt den jährli-
chen Gesamtbedarf auf 18,9 Milliarden Euro, 
insgesamt 113,4 Milliarden Euro für den Zeit-
raum 2025-2030; unsere Berechnungen erge-
ben einen Gesamtbedarf von 95,2 bis 119,0 Mil-
liarden Euro.

Im Straßenverkehrsbereich unterschreiten un-
sere Bedarfsansätze die des BDI in Summe 
deutlich. Wir setzen einen Finanzierungsbedarf 
von 4,6 Milliarden Euro bis 2030 für emissions-
arme Fahrzeuge an  und schätzen den Bedarf 
für Lade- und Tankinfrastruktur auf 7,6 Milliar-
den Euro. Der BDI taxiert den öffentlichen      
Finanzbedarf für alternative Ladeinfrastruktu-
ren auf 20 Milliarden Euro und sieht zudem ei-
nen Bedarf von 3 Milliarden Euro für den Hoch-
lauf strombasierter Kraftstoffe.

Ein letzter zentraler Unterschied ist der Um-
gang mit Kompensationszahlungen. Während 
wir vor dem Hintergrund steigender CO2-Preise 
in beiden Szenarien die Einführung einer Kom-

Dekarbonisierung

Studie

Maßnahme

DZ
(niedrige 

CO2-Preise)

DZ
(hohe  

CO2-Preise)

DZ
(Durchschnitt) BDI IMK/IW

Einnahmen Emissionshandel -133,2 -231,0 -182,1 / /
Kompensation / Direktzahlungen 34,8 69,0 51,9 / /
Kommunales 
Klimaschutzmanagement 6,0 6,0 6,0 / /

Erneuerbare Energien, regelbare 
Kapazitäten, Wasserstoff, Speicher 100,0 86,7 93,3 / /

Dekarbonisierung der Industrie 17,4 13,6 15,5 26,8 /
Ausgleichsmaßnahmen (Industrie) 24,0 31,7 27,8 / /
Gebäudesanierung, Heizungswechsel 119,0 95,2 107,1 113,4 /
Wärmenetze 21,8 22,6 22,2 15,4 /
Emissionsarme Fahrzeuge und 
Kraftstoffe 4,6 4,6 4,6 3,0 /

Lade- und Tankinfrastruktur 7,6 7,6 7,6 20,0 /
Landwirtschaft, natürlicher 
Klimaschutz und Naturschutz 5,0 5,0 5,0 / /

Zusatzbedarf 207,0 111,1 159,0 65,1* 200,0 

Tabelle 4: Vergleich der ausgewiesenen Gesamt- und Zusatzbedarfe für Dekarbonisierungsmaßnahmen in Mrd. EUR. *Vom BDI er-
mittelter Zusatzbedarf, der sich nach Abzug der eingestellten KTF-Mittel je Einzelposten ergibt
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Verkehr

Für Bundesfernstraßen stimmt unsere Be-
darfsschätzung weitgehend mit jener des BDI 
(2024) überein. Das IMK und das IW (2024) er-
mitteln hingegen einen wesentlich höheren Be-
darf von 39 Milliarden Euro über zehn Jahre. 
Dieser wird aus Daten der Erhaltungsbedarfs-
prognose 2016–2030 (BMDV 2019) hergeleitet. 
Die dort ausgewiesenen Zusatzbedarfe glei-
chen Dullien et al. (2024) mit Mitteln aus den 
Bundeshaushalten der Folgejahre ab, passen 
sie an das aktuelle Preisniveau an und berück-
sichtigen dabei auch Ausbaumaßnahmen, die 
wir nicht einbeziehen. Statt auf die ältere Erhal-
tungsbedarfsprognose stützen wir uns für un-
seren Mittelansatz auf eine aktuelle Bedarfs-
meldung der Autobahn GmbH (Landmesser 
2024). Analog zur Erhaltungsbedarfsprognose 
nehmen wir an, dass die Bedarfe für Autobah-
nen etwa dem Doppelten der Erhaltungsbedar-
fe für Bundesfernstraßen entsprechen (BMDV 
2019). Daraus ergeben sich bis 2030 Mehrbe-
darfe von 13,5 Milliarden Euro. 

Für den ÖPNV basiert unsere Schätzung auf ei-
ner szenarienbasierten Ermittlung des jährli-
chen Zuschussbedarfs im Auftrag des Bundes-
verkehrsministeriums (Berschin et al. 2023), 
während sich sowohl BDI als auch IMK/IW auf 

eine Ermittlung der Investitionsbedarfe durch 
das Deutsche Institut für Urbanistik beziehen 
(Arndt & Schneider 2023). Nach eigenen Anga-
ben berücksichtigen IMK/IW hierfür nur Nach-
hol- und Erweiterungsbedarfe, während in der 
Studie des BDI Nachhol- und Ersatzbedarfe be-
rücksichtigt werden (d. h. relativ zu IMK/IW kei-
ne Erweiterungsbedarfe, dafür aber Ersatzbe-
darfe). 

Die unserer Abschätzung zugrunde liegende 
Studie berücksichtigt im Gegensatz zur Difu-
Studie die bestehenden Finanzströme, Be-
triebskosten und Einnahmen sowie mögliche 
Umsetzungsrestriktionen und wird sowohl 
vom Bundesverkehrsministerium als auch von 
der Verkehrsministerkonferenz als Referenz 
herangezogen. Da sie somit die realen Verhält-
nisse insbesondere bezüglich der wichtigen Be-
triebskosten umfassender abbildet, wird sie 
hier als Grundlage verwendet. Gleichzeitig ist 
zu beachten, dass dies möglicherweise zu einer 
Unterschätzung des Investitionsbedarfs führt. 
Eine Verschneidung der beiden Studien war 
nicht möglich, da Überschneidungen der je-
weils ermittelten Bedarfe nicht sicher ausge-
schlossen werden konnten und somit die Ge-
fahr von Doppelzählungen bestanden hätte. 

pensation beziehungsweise Direktrückzahlung 
in Höhe von 50 Prozent der Einnahmen aus 
dem BEHG/EU-EHS-2 veranschlagen, wird dies 

in der BDI-Aufstellung nicht berücksichtigt. Die 
dadurch entstehende Differenz liegt bei circa 
50 Milliarden Euro.

14 

15 

Wir fassen hier die in BDI (2024) separat aufgeführten Bedarfe 
für Bundesfernstraßen und Brückenmodernisierung zusam-
men.
Beiden Bedarfszahlen liegt das KfW-Kommunalpanel zugrun-

de. Abweichungen ergeben sich daraus, dass IMK/IW sich auf 
das Kommunalpanel 2023 beziehen, während wir mit den aktu-
elleren Daten aus dem Kommunalpanel 2024 arbeiten. Somit 
bestehen keine signifikanten inhaltlichen Unterschiede zwi-
schen den Studien.

Tabelle 5: Vergleich der ausgewiesenen Verkehrsbedarfe in Mrd. EUR. Abweichungen zur DZ-Studie mit +/− 10 % Toleranzrahmen in 
Klammern; Quellen: BDI (2024), Dullien et al. (2024), eigene Berechnungen

Studie
Maßnahmen Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Bundesfernstraßen 13,5 13,3 (=)14 39 (+)
Kommunalstraßen 51,8 / 42,3 (=)15

ÖPNV 38,2 64 (+) 28,5 (-)

Bahn 62 63 (=) 59,5 (=)

Bundeswasserstraßen & Häfen / 18 /
Gesamt 167,0 158,3 (-) 169,3 (-)
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Wohnen

Wie in der Studie des IMK und des IW (2024) ba-
siert unsere Bedarfsbestimmung für den sozia-
len Wohnungsbau auf einer Studie des Pestel 
Instituts (2022) mit dem Ziel, 100.000 neue So-
zialwohnungen pro Jahr zu erreichen. Wir pas-
sen den vom Pestel Institut bestimmten Ge-
samtbedarf an die Inflation an und ziehen 
davon die bis 2027 bereits eingestellten Bun-
des- und Landesmittel ab (mit der Annahme ei-
ner 40-prozentigen Co-Finanzierung der Län-
der sowie einer konstanten 
Mittelbereitstellung nach 2027) und schreiben 
den Mittelansatz bis 2030 fort. In unserer 
Wahrnehmung berechnen IMK und IW den Be-
darf für einen kürzeren Zeitraum, dafür aber 
ohne Abzug der bereits eingestellten Mittel. 
Der insgesamt niedrigere Bedarfsansatz ergibt 

sich aus den von uns getroffenen Annahmen 
zur Mittelbereitstellung durch Bund und Län-
der.

Die Bedarfsberechnung des BDI (2024) für den 
sozialen Wohnungsbau basiert auf einer Fort-
schreibung der Bundesmittel für die Jahre nach 
2027 (d. h., die Mehrbedarfe entsprechen den 
Bedarfen für eine lineare Fortschreibung der 
aktuellen Bundesmittel). Für den freien Woh-
nungsbau rechnet der BDI ebenfalls mit einer 
Verstetigung bestehender Mittel sowie einer 
Aufstockung des Förderprogramms Klimafreu-
ndlicher Neubau (KFN) aufgrund des hohen 
Mittelabflusses. Wir setzen hier aufgrund der 
Kontroversen über verschiedene Instrumente 
und Ziele keinen separaten Mehrbedarf an.  

Im Bereich Klimaanpassung orientieren sich 
Dullien et al. (2024) an Raffer und Scheller 
(2023). Ihrem Bedarfswert von 13,2 Milliarden 
Euro liegt die Annahme zugrunde, dass geplan-
te und notwendige Investitionen im Bereich Kli-
maanpassung im selben Verhältnis zueinander 
stehen wie bei Klimaschutz-Investitionen. Wir 
setzen als Richtwert die Berechnungen der Un-

terarbeitsgruppe Finanzbedarfe der Umwelt-
ministerkonferenz (2022) an, auf die sich auch 
das Bundesumweltministerium in jüngeren 
Aussagen zu den Finanzbedarfen für das Kli-
maanpassungsgesetz bezieht. Somit erwarten 
wir Zusatzbedarfe in Höhe von 38,0 Milliarden 
Euro.

Klimaanpassung

Studie
Maßnahmen Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Sozialer Wohnungsbau 30,6 10 (-) 36,8 (+)
Freier Wohnungsbau / 18,3 /
Gesamt 30,6 28,3 (=) 36,8 (+)

Tabelle 6: Vergleich der ausgewiesenen Bedarfe im Bereich Wohnen in Mrd. EUR. Abweichungen zur DZ-Studie mit +/− 10 % 
Toleranzrahmen in Klammern; Quellen: BDI (2024), Dullien et al. (2024), eigene Berechnungen

Studie
Maßnahmen Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Klimaanpassung 38,0 / 13,2
Gesamt 38,0 / 13,2 (-)

Tabelle 7: Vergleich der ausgewiesenen Bedarfe für Klimaanpassung in Mrd. EUR. Abweichungen zur DZ-Studie mit +/− 10 % 
Toleranzrahmen in Klammern; Quellen: BDI (2024), Dullien et al. (2024), eigene Berechnungen
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Wirtschaftliche Resilienz

Im Bereich Resilienz schätzt der BDI einen 
Mehrbedarf von 20 bis 40 Milliarden Euro. Die-
se Summe ist als Sammelposten ausgewiesen 
und nicht auf einzelne Handlungsfelder aufge-
teilt. Die Herleitung erfolgt qualitativ, erwähnt 
werden die Bereiche Halbleiter, Rohstoffe, grü-
ne Industrie, Chemie und Pharmazie sowie 
Rüstung. Zusätzlich setzt die Studie 3,6 Milliar-
den Euro für die Batterieförderung an, die zwar 
unter Transformationsbedarfen ausgewiesen 
werden, jedoch auch auf Resilienz einzahlen.

Wir haben die Bereiche Rohstoffe, grüne Indus-
trie und Halbleiter betrachtet und dabei für die 
ersten beiden finanzielle Mehrbedarfe ausge-

wiesen. Unsere Herleitung ist quantitativ. Für 
Rohstoffe haben wir mit eigenen Bottom-up- 
und Top-down-Analysen eine Spanne hergelei-
tet. Für grüne Industrien haben wir auf Grund-
lage einer detaillierten Gesamtkostenschät-
zung (Roland Berger 2023) und ihrer 
Überführung in europaweite öffentliche Fi-
nanzbedarfe (Buck et al. 2023) öffentliche Fi-
nanzbedarfe für Deutschland ermittelt. Von 
Letzteren haben wir auf Grundlage des Wirt-
schaftsplans des KTF im Bundeshaushalt 2024 
2,7 Milliarden Euro für die Batterieförderung 
und 600 Millionen Euro für die Förderung von 
Produktionskapazitäten für Transformations-
technologien abgezogen.

Tabelle 8: Vergleich der ausgewiesenen Bedarfe für wirtschaftliche Resilienz in Mrd. EUR. Abweichungen zur DZ-Studie mit +/− 
10 % Toleranzrahmen in Klammern; Quellen: BDI (2024), Dullien et al. (2024), eigene Berechnungen

Studie
Maßnahmen Dezernat Zukunft BDI IMK/IW

Grüne Technologien 13,5

20 bis 40 
(Sammelposten) 

plus 3,6 
(Batterieförderung)

/
Kritische Rohstoffe, untere 
Spanne 1,6 /

Kritische Rohstoffe, obere 
Spanne 6,2 /

Halbleiter/Mikroelektronik Qualitative 
Betrachtung /

Chemie/Pharmazie / /

Rüstung / /
Gesamt 15,1 bis 19,8 23,6 bis 43,6 (+) /
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Die in den Gesprächen identifizierten Hürden 
variieren deutlich in der Häufigkeit ihrer Erwäh-
nung und Verteilung über die verschiedenen 
Zielfelder. Die Verantwortungsverteilung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen, Fach-
kräftemangel und eine fehlende Zielgenauig-
keit von verfügbaren Mitteln wurden insgesamt 

am häufigsten erwähnt. Nach Themenfeldern 
aufgeschlüsselt zeichnen sich nicht-finanzielle 
Hürden besonders in den Zielfeldern Digitales 
und Bildung als prominente Hindernisse ab. Im 
Folgenden beleuchten wir kurz die einzelnen 
Umsetzungshürden in absteigender Relevanz.

Abbildung 5:  Nicht-finanzielle Umsetzungshürden nach Zielfeldern

5. Nicht-finanzielle Umsetzungshürden

Neben unzureichenden Finanzmitteln er-
schweren nicht-finanzielle Hürden die Errei-
chung der definierten Ziele in der Daseinsvor-
sorge. Eine Auswertung der von uns bis zum 
24. April 2024 geführten Fachgespräche zu den 
Themenfeldern Digitales, Bildung, Gesundheit, 
Verkehr und Wohnen illustriert näherungswei-
se die Breite und relative Relevanz dieser Um-
setzungshürden (siehe Abbildung 5). Hierfür 
wurden Erwähnungen nicht-finanzieller Umset-

zungshürden in den Fachgesprächen quantita-
tiv erhoben und nach Hürden und Zielfeldern 
zusammengefasst. Insgesamt liegen dieser 
Auswertung 33 Fachgespräche zugrunde. Die-
se Grundlage ermöglicht keine vollständige 
oder repräsentative Aufarbeitung nicht-finanzi-
eller Umsetzungshürden, bietet aber dennoch 
Anhaltspunkte für eine Einschätzung ihrer rela-
tiven Bedeutung. 
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5.1 Umsetzungshürden im Überblick

● Die Verantwortungsverteilung zwi-
schen föderalen Ebenen tritt beson-
ders in den Zielfeldern Digitales, Bil-
dung und Gesundheit als 
Umsetzungshürde hervor. Interessen-
konflikte zwischen Bund und Ländern, 
etwa in der Co-Finanzierung von Inves-
titionen im Bildungsbereich, erschwe-
ren die grundsätzliche Bereitstellung 
von Mitteln und ebenso deren effizien-
te Verwendung. Die Umsetzung grund-
legender Reformprozesse wird da-
durch aufgeschoben, wie zum Beispiel 
ein Blick auf langjährige Diskussionen 
über eine Krankenhausreform veran-
schaulicht. 

● Gegenwärtiger oder bevorstehender 
Fachkräftemangel wurde in allen Ziel-
feldern als Umsetzungshürde disku-
tiert. Über die Zielfelder hinweg trägt 
dazu im Querschnitt der demografi-
sche Wandel und der damit einherge-
hende Rückgang der Erwerbsbevölke-
rung bei (Hellwagner et al. 2023). 
Dieser Trend wird durch zielfeldspezi-
fische Ursachen weiter verstärkt: Im 
Gesundheits- wie im Bildungsbereich 
ergibt sich der aktuelle Fachkräfteman-
gel maßgeblich als Folge unattraktiver 
Arbeitsbedingungen und Vergütung 
(Becka et al. 2023; Ständige Wissen-
schaftliche Kommission der Kultusmi-
nisterkonferenz 2023; SVR Gesundheit 
2024; Weimann-Sandig & Kalicki 2024). 
Im Bausektor hingegen droht ein zu-
künftiger Fachkräftemangel besonders 
infolge eines Rückbaus an Kapazitäten 
unter der zuletzt gedämpften Auftrags-
lage (Destatis 2024c). 

● Auf fehlende Zielgenauigkeit beste-
hender Mittel wurde vor allem in den 
Feldern Digitales und Bildung hinge-
wiesen. Im Bildungsbereich etwa 
kommt die standardmäßige Mittelver-
teilung nach dem Königsteiner Schlüs-
sel einer Unterprivilegierung von Regi-
onen mit schwachem 
Steueraufkommen gleich. Standortspe-
zifische Bedarfe können so nicht abge-

bildet werden. Während unzureichen-
de Zielgenauigkeit also teilweise Bedar-
fe offen lässt, führt sie an anderer Stel-
le zu ineffizienter Mittelverwendung. 
Dies wurde im Rahmen der Fachge-
spräche etwa für die Forschungsförde-
rung im Bereich Digitales erwähnt. Die 
Evaluation solcher Fehlallokationen ist 
über anekdotische Eindrücke hinaus 
gegenwärtig nur beschränkt möglich, 
da eine Erhebung entsprechender Da-
ten kaum stattfindet. 

● Bürokratische Verfahren ziehen sich 
als Umsetzungshürde im Querschnitt 
durch die Fachgespräche zu allen hier 
berücksichtigten Zielfeldern. Neben ge-
nerell langwierigen Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren umfassen die 
benannten Herausforderungen eine zu 
enge Zweckbindung von Fördergel-
dern, zum Beispiel im Digitalpakt, und 
generell eine stark voraussetzungsrei-
che Förderlogik (vgl. auch Raffer & 
Scheller 2024). Dieses Bürokratievolu-
men bindet wiederum knappe Kapazi-
täten in der Verwaltung. 

● Unzureichende Verwaltungskapazi-
täten und -fähigkeiten führen über 
die verschiedenen Zielfelder hinweg zu 
langen Bearbeitungszeiten für Antrags-
stellungen, Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren. Das aktuelle KfW-
Kommunalpanel bestätigt diese Kapa-
zitätsengpässe: Mehr als die Hälfte der 
Kommunen gaben an, dass Investiti-
onsprojekte durch mangelnde Verwal-
tungskapazitäten beträchtlich verzö-
gert oder überhaupt nicht 
durchgeführt werden (Raffer & Scheller 
2024). Deswegen werden eigentlich 
verfügbare Mittel teilweise nicht abge-
rufen. Im Hinblick auf Verwaltungsfä-
higkeiten wurde in den Fachgesprä-
chen vor allem auf mangelnde 
Digitalkompetenzen verwiesen. 

● Auch über die Verwaltungsebene hin-
aus stellt die bedarfsgerechte Quali-
fizierung von Fachkräften eine Um-
setzungshürde dar. Diesbezügliche 
Bedarfe wurden in den Fachgesprä-



HINTERGRUNDPAPIER

24 von 27

HINTERGRUNDPAPIER

chen für digitale Kompetenzen sowie 
im Bildungsbereich für die Berufsbil-
dung und Integrationsaufgaben be-
nannt. 

● Abseits der reinen Höhe bereitgestell-
ter Mittel schränkt die Jährigkeit und 
Jährlichkeit in der Mittelvergabe Projek-
te durch fehlende langfristige Finan-
zierungssicherheit ein. Das gilt zum 
Beispiel in Anbetracht langer zeitlicher 
Realisierungshorizonte im Ausbau von 
Verkehrsinfrastruktur oder im Woh-
nungsbau. Im Zielfeld Digitales wurde 
weiterhin eine unzureichende kurzfris-
tige Flexibilität von Mitteln erwähnt. 

● Vor allem im Bereich Digitales wurde in 
den Fachgesprächen außerdem auf 
unübersichtliche Finanzierungsmög-
lichkeiten hingewiesen. Die fehlende 
Klarheit und Bündelung von Förder-
möglichkeiten im Zielfeld schafft Hür-
den in der Realisierung eigentlich för-
derfähiger Projekte. 

Dieser – nicht repräsentative – Überblick über 
nicht-finanzielle Umsetzungshindernisse zeigt, 
dass neben der Mittelbereitstellung weitere 
Umsetzungsengpässe angegangen werden 

müssen. So ist beispielsweise eine langfristig 
gesicherte Mittelbereitstellung eine wichtige 
Voraussetzung für die Sicherstellung ausrei-
chender Fach- und Umsetzungskapazitäten. 
Bei der detaillierten Ableitung der einzelnen 
Bedarfe haben wir diese Hemmnisse so weit 
wie möglich berücksichtigt: So haben wir kei-
nen zusätzlichen Bedarf für Digitalisierungs-
maßnahmen angesetzt, obwohl dieser potenzi-
ell vorhanden ist, da in diesem Bereich 
erhebliche Strukturreformen für einen zielge-
richteten Mitteleinsatz unabdingbar sind und 
nicht als mit ausreichender Wahrscheinlichkeit 
realisierbar angesehen werden können.

In anderen Bereichen, wie der Infrastruktur, er-
scheint es plausibel, dass die entsprechenden 
nicht-finanziellen Hemmnisse parallel und teil-
weise durch die Bereitstellung von Finanzmit-
teln überwunden werden können. Die Ergeb-
nisse unterstreichen, dass für die Umsetzung 
eines umfassenden Modernisierungspro-
gramms neben der Bereitstellung ausreichen-
der Mittel auch die Befähigung zur Umsetzung 
im Vordergrund stehen muss, zum Beispiel 
durch entsprechende Finanzierungsbedingun-
gen, aber auch durch die Stärkung der lokalen 
Verwaltungen und Umsetzungskapazitäten. 
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